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Vorwort

In jeder Legislaturperiode ist dem Landtag nach § 15 des Gesetzes zur Ausführung des Achten Buches des Sozialgesetzbuches - Kinder- und Jugendhilfe - (AGKJHG-Org) vom 23. Februar 1993 ein Kinder- und Jugendbericht vorzulegen. „Dieser soll eine Darstellung der wichtigsten Entwicklungstendenzen der Jugendhilfe im Lande unter Berücksichtigung allgemeiner Rahmenbedingungen sowie eine Zusammenfassung der landespolitischen Maßnahmen und Leistungen für Kinder und Jugendliche im Berichtszeitraum enthalten. Er soll darüber hinaus einen Überblick über die kinder- und jugendpolitischen Zielvorstellungen der Landesregierung geben.“

Nachdem in der 2. Legislaturperiode die Lebenslagen der 14- bis 18-Jährigen Schwerpunkt der Berichterstattung der Landesregierung waren, wurden nunmehr die Lebenslagen der 10- bis 14-Jährigen als Schwerpunkt gewählt.

Der vorliegende 3. Kinder- und Jugendbericht basiert zum Teil auf einer Studie, die durch einen externen Gutachter, das Sozialwissenschaftliche Forschungszentrum Berlin-Brandenburg e. V. erstellt wurde. Er enthält in Teil I die Darstellung der Lebenslagen der 10- bis 14‑Jährigen in Mecklenburg-Vorpommern und in Teil II die Sozialberichterstattung für die gleiche Altersgruppe. 

Die Landesregierung verzichtet im Folgenden auf eine wiederholende Abbildung der umfassend recherchierten und dargestellten allgemeinen Rahmenbedingung für das Aufwachsen im Alter von 10 bis 14 Jahren. Sie konzentriert sich in ihrer Stellungnahme auf die Erfüllung des gesetzlichen Berichtsauftrages, der Darstellung der Lebenslagen der Altersgruppen.

Aufgaben der Landesregierung nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugendhilfe - (SGB VIII)

Der bundesgesetzliche Auftrag macht deutlich, dass sich Ziele und Maßnahmen der Jugendhilfe stets an den Lebenslagen und Bedürfnissen ihrer Adressaten, der Kinder, Jugendlichen und Personensorgeberechtigten zu orientieren haben:

Nach § 1 Abs. 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch hat jeder junge Mensch ein Recht auf Förderung seiner Entwicklung und auf Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit. 

Der Auftrag der Jugendhilfe ist es hiernach

„1.
junge Menschen in ihrer individuellen und sozialen Entwicklung (zu) fördern und dazu bei(zu)tragen, Benachteiligungen zu vermeiden oder abzubauen,

2.
Eltern und andere Erziehungsberechtigte bei der Erziehung (zu) beraten und (zu) unterstützen,

3.
Kinder und Jugendliche vor Gefahren für ihr Wohl (zu) schützen,

4.
dazu bei(zu)tragen, positive Lebensbedingungen für junge Menschen und ihre Familien sowie eine kinder- und familienfreundliche Umwelt zu erhalten oder zu schaffen.“

Die genaue Untersuchung der Lebenslagen ist deshalb eine unverzichtbare Grundlage für die Beurteilung bisherigen Handelns sowie für die Weiterentwicklung der Jugendhilfe. Von besonderem Interesse sind dabei die durch die Studie erfassten Lebensbedingungen für die 10‑ bis 14-Jährigen in Mecklenburg-Vorpommern, insbesondere deren allgemeine Lebens​zufriedenheit, Werteorientierungen und Zukunftsvorstellungen. 

Die Umsetzung dieser Vorgaben wird in der Studie des Sozialwissenschaftlichen Forschungs​zentrums Berlin-Brandenburg e. V. umfassend dargestellt.

Die Feststellungen beruhen dabei vor allem auf Ergebnissen von Klausurbefragungen in Schulen des Landes. Fast 1.200 Schülerinnen und Schüler sind in diese einbezogen worden. Die Auswahl der Schülergruppen erfolgte zum einen unter territorialem Aspekt, wobei die Landkreise Güstrow, Nordwestmecklenburg und Uecker-Randow sowie die kreisfreien Städte Schwerin und Greifswald neben einer Schule in der Hansestadt Rostock für die Untersuchun​gen ausgewählt wurden. Berücksichtigt wurde ebenso die geschlechtliche und altersmäßige Zusammensetzung der Kohorte, unterschiedliche Schulformen und die Wohnortgrößen. Das Untersuchungsdesign folgte dem Auftrag des zuständigen Sozialministeriums. Es erfasst differenziert die Lebensverhältnisse der Kinder in unterschiedlichen Regionen des Landes und vergleicht diese.

Von besonderer Bedeutung sind hierbei Vergleiche zwischen ländlichen Räumen und städtischen Ballungsgebieten sowie regionale Vergleiche.

Die Landesregierung teilt den überwiegend positiven Befund der unabhängigen Gutachter zur Situation der Familien mit Kindern in Mecklenburg-Vorpommern und sieht darin ihre bisherige Arbeit im Wesentlichen bestätigt. Zugleich sieht sie sich aber auch bestätigt in ihrer Einschätzung der Risiken für das Aufwachsen von Kindern und den in diesem Handlungsfeld ergriffenen Maßnahmen.

Über die verfügbaren Erkenntnisse hinaus, die ausschließlich durch die amtliche Statistik sowie spezifische Berichte der Jugendhilfe gewonnen werden konnten, ergibt sich aus den Befragungen eine unverzichtbare Bewertung der Bedingungen des Aufwachsens durch die Kinder selbst. 

Kinder der genannten Altersgruppe benennen zum einen die sozialökonomische Situation ihrer Eltern als maßgeblich für die Bewertung ihrer Lebensbedingungen, zum anderen benennen sie außerhalb der Familie liegende Voraussetzungen wie die Infrastruktur, die Möglichkeiten sozialer Kontakte sowie subjektive Faktoren.

Ausgehend von den im Bericht mitgeteilten Feststellungen zu den 10- bis 14-Jährigen sieht die Landesregierung hinsichtlich ihrer Politik für Kinder und deren Familien auch weiterhin die Notwendigkeit der qualifizierten Fortsetzung folgender wesentlicher Handlungslinien:

1.
die weitere Verbesserung der Rahmenbedingungen für Familien mit Kindern,

2.
die Unterstützung der Kommunen bei der Erfüllung der Aufgaben der Jugendhilfe,

3.
die Anregung der fachlichen Weiterentwicklung der Jugendhilfe sowie

4.
den Ausgleich regionaler Unterschiede.

1.
 Maßnahmen zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für Familien mit Kindern

Innerhalb der dritten Legislaturperiode konnten durch die Bundesgesetzgebung die Lebens-bedingungen für Familien mit Kindern, insbesondere deren finanziellen Ausstattung, stabilisiert und zum Teil verbessert werden.

1.1
Kindergeld

Die Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern hat sich durch ihre Beteiligung im Gesetzgebungsverfahren zum Zweiten Gesetz zur Familienförderung vom 16. August 2001 für die hier vorgesehenen Anliegen stark gemacht und den entsprechenden Gesetzesentwurf unterstützt. Im Bereich der Sozialhilfe (örtliche Zuständigkeit) hat sich die Landesregierung besonders für die Übernahme der im Gesetzesentwurf vorgesehenen Erhöhungsbeträge und für deren Nichtanrechnung eingesetzt.

Mit dem Familienleistungsausgleich wurde die materielle Situation von Kindern verbessert. 

Das Kindergeld wurde erhöht;  für das erste und zweite Kind stieg das Kindergeld zuletzt um monatlich rund 30 DM (15,95 Euro) auf rund 300 DM (154 Euro). Damit erhalten die Kindergeldberechtigten ab dem 1. Januar 2002 für das erste, zweite und dritte Kind je 154 Euro (301,20 DM). Jedes vierte und weitere Kind erhält rund 179 Euro (350,09 DM). Das Kindergeld wird auch für Kinder gewährt, die im Ausland einen dem Zivildienst vergleichbaren Dienst ableisten.

Unter Berücksichtigung der gesamten Legislaturperiode sind folgende Kindergelderhö​hungen zu verzeichnen:

im Jahr 1999
1. und 2. Kind
250 DM
(127,82 Euro)


3. Kind
300 DM
(153,39 Euro)


ab 4. Kind
350 DM
(178,95 Euro)

im Jahr 2000
1. und 2. Kind
270 DM
(138,05 Euro)


3. Kind
300 DM
(153,39 Euro)


4. Kind
350 DM
(178,95 Euro)

im Jahr 2002
1., 2. und 3. Kind
154 Euro
(301,20 DM)


4. Kind
179 Euro
(350,09 DM)

Der allgemeine Kinderfreibetrag wurde angehoben. Für das so genannte sächliche Existenz​minimum werden 3.648 Euro (7.135 DM) jährlich freigestellt. Der Freibetrag von 1.546,15 Euro (3.024 DM)  für die Betreuung von Kindern, den die Bundesregierung im Jahr 2000 eingeführt hat, gilt zugleich auch für über 16-Jährige. Er wird zu einem „Freibetrag für Betreuung und Erziehung oder Ausbildung“ von 2.160 Euro (4.225 DM) zusammengefasst. Insgesamt steigt der steuerliche Freibetrag auf rund 5.810 Euro (11.360 DM).

Erwerbsbedingte Kinderbetreuungskosten sind für Kinder bis zum 14. Lebensjahr steuerlich absetzbar. Als außergewöhnliche Belastungen können dabei, wenn beide Personensorge​berechtigte oder Alleinerziehende berufstätig sind, Beträge bis zu jährlich 2.934 DM (1.500 Euro) geltend gemacht werden. Das gilt nur für Kosten, die nicht durch den Freibetrag für die Betreuung von 3.028 DM (1.538 Euro) abgedeckt und die nachgewiesen sind.

Familien erhalten dadurch insgesamt bessere Lebens- und soziale Bedingungen. Auch die Vereinbarkeit von Familie und beruflicher Tätigkeit, insbesondere die Verbesserung der Chancen von Müttern wurde als wesentliche Aufgabe erkannt und mit dem erforderlichen Stellenwert zeitnah umgesetzt.

1.2
Unterhaltsvorschuss

Positiv begleitet wurden auch die gesetzlichen  Neuregelungen zum Kindesunterhalt sowie zum Unterhaltsvorschuss. 

So werden gemäß § 1612 a Abs. 4 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) die Regelbeträge kraft Gesetzes alle zwei Jahre erstmals zum Juli 1999 entsprechend der Nettogeldentwicklung angepasst. Damit wurde eine automatische Teilhabe des unterhaltsberechtigten Kindes an der Einkommensentwicklung des Unterhaltsverpflichteten gesichert. Weiterhin konnte mit der zum 1. Januar 2001 in Kraft getretenen Änderung des § 1612 b Abs. 5 BGB über die Anrechnung von Kindergeld beim unterhaltsverpflichteten Elternteil das sehr knapp eingestufte Existenz​minimum unterhaltsberechtigter Kinder zeitgemäßer und auskömmlicher gestaltet werden.

Da jedoch nicht alle unterhaltsberechtigten Kinder den ihnen zustehenden Unterhalt erhalten, sind nach Auffassung der Landesregierung gerade die Leistungen nach dem Unterhaltsvor​schussgesetz von erheblicher Bedeutung für die Situation zahlreicher Alleinerziehender in unserem Bundesland. 

Das Land Mecklenburg-Vorpommern beteiligte sich im Zeitraum 1998 - 2001 an den Kosten für Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz (UVG) wie folgt:
Ausgaben für Leistungen nach dem UVG in Mio. Euro
1998
1999
2000
2001







Gesamtausgaben (100 %)     
27,47
22,77
19,70
18,92

- davon Bund (1/2 bzw. 4/12) 
13,74
11,38
6,67
6,31

- davon Land (1/2 bzw. 7/12) 
13,74
11,38
11,49
11,04

- davon Kreis (1/12)              
0,00
0,00
1,64
1,58

Bis zum Jahre 1999 wurden die Kosten für das UVG jeweils hälftig durch Bund und Land getragen. Seit dem Haushaltsjahr 2000 trägt der Bund nur noch 1/3 der Kosten. Für die Länder stand die Entscheidung offen, wer die Kostendifferenz in Höhe von 2/12 in Zukunft zu tragen hat.

Entgegen der Entscheidung vieler Bundesländer, die nur noch 1/3 der Kosten tragen und den verbleibenden Teil (1/3) den Landkreisen/kreisfreien Städten auferlegen, hat das Land Mecklenburg-Vorpommern von den offenen 2/12 selbst 1/12 der Kosten übernommen, um die Haushalte der Landkreise und kreisfreien Städte zu entlasten. Damit trägt das Land insgesamt 7/12 der Kosten nach dem UVG, der Bund 4/12 und lediglich 1/12 sind von den Landkreisen und kreisfreien Städten zu tragen. 

Einen Anspruch auf Unterhaltsvorschussleistungen haben Kinder im Alter bis zu 12 Jahren, die von ihrem barunterhaltspflichtigen Elternteil keinen Unterhalt erhalten. 

Unterhaltsvorschussberechtigt war in Mecklenburg-Vorpommern in den vergangenen vier Jahren folgende Anzahl von Kindern:

Zeitraum
1998
1999
2000
2001







Leistungsberechtigte insgesamt
18.458
16.278
14.655
13.986

davon im Alter von 0 - 5 Jahren
6.680
6.607
6.715
7.337

davon im Alter von 6 - 12 Jahren
11.778
9.671
7.940
6.649

Das Land ist verpflichtet, nach § 7 UVG die Unterhaltsvorschussleistungen von den Unterhaltspflichtigen zurückzufordern. Es ist dem Land in dieser Legislaturperiode gelungen, die Rückholquote kontinuierlich zu steigern.

Zeitraum
1998
1999
2000
2001







tatsächliche Einnahmen nach

§ 7 UVG in Mio. Euro
1,98
2,18
2,56
2,70

Rückgriffquote im Vergleich zu tatsächlichen Ausgaben in Mio. Euro
7,22 %
9,59 %
13,02 %
14,25 % 

1.3
Kindschaftsrechtsreform

Am 1. Juli 1998 ist die Kindschaftsrechtsreform in Kraft getreten. Mit diesem Gesetz ist zum einen eine weitere Annäherung der Rechte der Kinder in Deutschland an die Vorgaben der UN-Kinderrechtskonvention erreicht worden, zum anderen ist es gelungen, die Subjektstel​lung des Kindes zu stärken sowie die unterschiedliche rechtliche Behandlung von Kindern, deren Eltern miteinander verheiratet sind und Kindern, deren Eltern es nicht sind, abzubauen.

Darüber hinaus hat die Jugendhilfe mit diesem Gesetz eine neue Grundlage erhalten.

Es wurden nicht nur bereits wirksame Rechtsnormen in ihrer Verbindlichkeit verschärft, sondern gleichzeitig neue Beratungsgegenstände geschaffen. 

Kern der Kindschaftsrechtsreform ist die funktionelle Aufwertung eines beraterischen Leistungsangebotes bei gleichzeitiger Zurückstellung von (repressiven) Eingriffen.

Insgesamt ist der Stellenwert der Beratung erheblich gewachsen.

Dabei hat das Land als überörtlicher Träger der Jugendhilfe, nicht zuletzt bedingt durch die gesetzliche Forderung einer größeren Methodenvielfalt, durch eine erhebliche Erweiterung des Aufgabenfeldes der Beratungseinrichtungen auf die gestiegenen qualitativen und quantitativen Anforderungen reagiert.

Solche qualitativen Anforderungen waren insbesondere die Ausweitung niederschwelliger Orientierungs- und Kurzberatungen, aber auch die Vorhaltung interdisziplinärer sowie mediativ angelegter Beratungskonzepte. Im Einzelnen erfolgte z. B. die Festschreibung eines Rechtsanspruches auf Beratung bei Trennung und Scheidung sowie bei der Ausübung der Personensorge (§§ 17 und 18 SGB VIII).

Die Landesregierung hat über das Landesjugendamt durch fachliche Anleitung und gezielte Fortbildung in Partnerschaft mit den öffentlichen und den freien Trägern der Jugendhilfe rechtzeitig die Voraussetzungen dafür geschaffen, dass die Kindschaftsrechtsreform erfolgreich umgesetzt werden konnte.

Das betraf vor allem die Entwicklung und Schaffung neuer Arbeitsunterlagen und Arbeitsmate​rialien nach dem Beistandschaftsgesetz, dem Kindschaftsrechtsreformgesetz, dem Kindesunter​haltgesetz sowie einer Sammlung von Handreichungen für freie Träger. Darüber hinaus konnte durch entsprechende Fortbildungsmaßnahmen für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Jugendämter und Beratungseinrichtungen noch vor In-Kraft-Treten der Kindschaftsrechts​reform sichergestellt werden, dass alle gesetzesrelevanten Vorgaben auch Berücksichtigung finden konnten. 

2.
Maßnahmen der Landesregierung zur Unterstützung der Kommunen bei der Erfüllung der Aufgaben der Jugendhilfe

Mit dem Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB VIII) ist die Gewährung von Jugendhilfelei​stungen vor allem in die Zuständigkeit der örtlichen Träger, der Landkreise und kreisfreien Städte gegeben.

Diese stellen innerhalb ihrer Jugendhilfeplanung die konkreten Bedarfe fest und tragen Sorge für die Bereitstellung ausreichender, fachlich qualifizierter Angebote.

Maßgeblich für die Bedingungen des Aufwachsens der 10- bis 14-Jährigen sind dabei vor allem

-
die Angebote der Jugend- und Jugendsozialarbeit und des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes,

-
die Bereitstellung individueller Leistungen im Rahmen der Hilfe zur Erziehung sowie

-
bedarfsgerechte Betreuungsangebote für Kinder bis zum Ende der Orientierungsstufe.

2.1
Angebote der Jugend- und Jugendsozialarbeit und des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes

Ausweislich der Studie des Sozialwissenschaftlichen Forschungszentrums Berlin-Brandenburg e. V. sind die Möglichkeiten der Freizeitgestaltung für die untersuchte Alterskohorte ein Bereich von zentraler Bedeutung.

Sie haben entscheidenden Einfluss hinsichtlich sozialer Kontakte, zusätzlicher Bildungschancen und des Erreichens individueller Zufriedenheit.

Der Ausbau und die fachliche Weiterentwicklung dieser Angebote ist für die Landes​regierung vor allem aufgrund der weitreichenden präventiven Wirkung von erheblichem Interesse. Sie schätzt ein, dass die gesetzlichen Grundlagen des Kinder- und Jugendför​derungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern (KJfG M-V) positive Wirkungen in diesem Angebotssegment entfalten.

Insbesondere die nach diesem Gesetz zu schließenden Kommunalverträge, die die Bereitstel​lung von 10,00 DM (5,11 Euro) pro Einwohner im Alter von 10 Jahren bis zum vollendeten 26. Lebensjahr vorsehen, haben stabilisierend auf die entsprechende Infrastruktur gewirkt. Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben sich durch den Abschluss der Kommunal​verträge verpflichtet, Mittel in Höhe von 10,00 DM (5,11 Euro)  bis zu  350,00 DM (178,95 Euro) pro Einwohner zur Erfüllung der Aufgaben gemäß §§ 2 bis 5 KJfG und § 74 Abs. 1 SGB VIII zur Verfügung zu stellen. Mit diesem Instrument konnte eine relative Planungs​sicherheit für die örtliche Jugendhilfeplanung erreicht werden.

Seit dem In-Kraft-Treten des KJfG M-V gestaltet sich die Landesförderung für die Tätigkeit der Landesjugendverbände kontinuierlich. Die Mittel werden nach einer mit dem Sozialministe​rium vereinbarten Schlüsselzuweisung bewilligt und sichern die Geschäftsstellentätigkeit der Verbände und die Personalkosten der Bildungsreferenten. Weitere Förderungen werden im Bereich der außerschulischen Jugendbildungsarbeit und für die Fortbildung der ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gewährt. Thematisch orientierten sich die Bildungsseminare vor allem an musisch-kreativen Angeboten, Seminaren der politischen Bildung, Medienkom​petenz, Umwelt und Natur, Technik und verbandseigenen Inhalten. Daneben wurden in dieser Zeit die Jugendgruppenleiterschulungen intensiviert und auf fachlich gutem Niveau durchge​führt. 

Die Verbandsförderung wurde mit dem neuen Richtlinienwerk ab 2001 völlig neu konzipiert und verwirklichte einen ersten Schritt in Richtung Budgetierung. Das Bemühen um eine Qualitätsverbesserung der Verbandsarbeit und die Transparenz der Leistungen findet seinen Ausdruck in der Übernahme von mehr Eigenverantwortung der Verbände und der jetzt höheren Flexibilität beim Umgang mit den Fördermitteln, die 1998 für zwei Jahre stabil blieben und seit 2000 leicht gestiegen sind.

Die Umstellung auf die neue Förderpraxis brachte für einige Verbände Reduzierungen mit sich, die allerdings durch zusätzliche Mittel für die Verbandsarbeit im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel ausgeglichen werden konnten. Positiv wirkte sich auf die Verbandsarbeit auch die gesetzlich geregelte Freistellung von haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus, für die die Kosten vom Land erstattet werden. 

Wesentlich für den kommunalen Strukturaufbau war die Schaffung von Jugendorganisations- und Beratungsstellen, die im Anschluss an das Bundesprogramm „Aufbau freier Träger“ in der Mehrzahl der Landkreise und kreisfreien Städte errichtet wurden.

Im Verlauf der letzten vier Jahre entwickelten sich daraus Geschäftsstellen der Kreis- und Stadtjugendringe, die Vertretungsgremien der örtlichen freien Träger darstellen. Mit diesem Aufgabenwandel ging auch die Zuständigkeit für die Finanzierung der Stellen auf den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe über, so dass das Programm des Landes im Jahr 2000 mit Erfolg abgeschlossen werden konnte.

2.2
Bereitstellung individueller Leistungen im Rahmen der Hilfe zur Erziehung

Die Studie des Sozialwissenschaftlichen Forschungszentrums Berlin-Brandenburg e. V. verweist darauf, dass die gesellschaftlichen Entwicklungen neben einer Pluralisierung von Lebenslagen und einer Individualisierung von Lebensführungen auch eine Vielzahl von Lebensrisiken für Kinder, Jugendliche und deren Familien in sich tragen, wenn es darum geht, an den gesellschaftlichen Entwicklungen teilzuhaben.

Dabei ist festzustellen, dass Kinder und Jugendliche sich deutlich in der Bewältigung dieser Lebensrisiken unterscheiden. Hierbei ist eine alleinige Analyse sozioökonomischer Faktoren von Benachteiligungen als zu einseitig anzusehen. Eine gründliche Analyse aus den Wechsel​wirkungen zwischen sozioökonomischen, soziokulturellen, regionalen und demographischen Bedingungsfaktoren auf der einen Seite und der Berücksichtigung der individuellen Fähigkeiten und Kompetenzen auf der anderen Seite ist erforderlich, um Chancenungleichheiten bei der Teilhabe von Kindern und Jugendlichen an gesellschaftlichen Entwicklungen festzustellen und auszugleichen.

Die Aussagen des Berichtes in Bezug auf das Alters- und Selbstbild der Kinder würden sich erfahrungsgemäß bei Kindern, die an Maßnahmen der Hilfe zur Erziehung teilnehmen, in dieser Altersgruppe differenzierter darstellen. Insbesondere sind sie durch Trennung, Verlassens​ängste oder Erfahrungen der selbständigen (Über-)Lebensführung geprägt. Entsprechend dieser Biographien wurden deshalb die Angebote der Hilfe zur Erziehung ausgebaut und werden fachlich weiter entwickelt.

Für die Landesregierung ergibt sich die fachpolitische Notwendigkeit, dass sich die Jugendhilfe ganzheitlich und lebensweltorientiert an den Umständen und Situationen von Kindern und Jugendlichen und deren Familien im Einzelfall orientieren muss, um somit die Voraussetzungen zur Chancengleichheit bei der Teilhabe an gesellschaftlichen Entwicklungen zu verbessern.

Da im Hinblick auf den Bezug von Hilfen zur Erziehung die befragte Personengruppe nicht repräsentativ ausgewählt worden war, geben die Aussagen zu den einzelnen Bereichen die tatsächliche Situation der betroffenen Kinder lediglich in Ansätzen wider und sind somit differenziert zu betrachten.

In der Kinder- und Jugendhilfe in Mecklenburg-Vorpommern haben sich in den vergangenen Jahren lebensweltorientierte Jugendhilfestrukturen gebildet, die individuelle und bedarfs​gerechte Hilfeangebote für den Einzelfall ganzheitlich entwickeln und in der Praxis umsetzen.

Grundlagen für diese lebensweltorientierte Leistungsentwicklung stellen nach wie vor die Strukturmaximen des 8. Jugendberichtes der Bundesregierung (Prävention, Dezentralisierung/ Regionalisierung, Alltagsorientierung mit den Bestandteilen der Zugängigkeit im Alltag, der Situationsbezogenheit und der Ganzheitlichkeit, Integration, Normalisierung und Partizipation) dar.

Die Jugendämter der Landkreise und kreisfreien Städte sind im Rahmen ihrer kommunalen Gesamtverantwortung gemäß §§ 79 und 86 SGB VIII zuständig für die bedarfsgerechte Gewährung von Leistungen der Hilfe zur Erziehung. Entsprechend soll die Jugendhilfeplanung der Kommunen (gem. § 80 SGB VIII) auf diese Schwerpunkte ausgerichtet sein. Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe ist Leistungs- und damit Kostenträger dieser Angebote.

Die Landesregierung hat den Prozess der Entwicklung lebensweltorientierter Leistungsstruk​turen der Jugendhilfe fachlich durch folgende Schwerpunktsetzungen unterstützt

-
die Beratung der örtlichen Träger und die Entwicklung von Empfehlungen zur Erfüllung der Aufgaben nach dem Kinder- und Jugendhilfegesetz,

-
die Förderung der Zusammenarbeit zwischen den öffentlichen und freien Trägern der öffentlichen Jugendhilfe, insbesondere bei der Sicherstellung eines bedarfsgerechten Angebots an Hilfen zur Erziehung, Eingliederungshilfen für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche und Hilfen für junge Volljährige,

-
die Anregung und Förderung von Einrichtungen, Diensten und Veranstaltungen sowie deren Schaffung und Betrieb, soweit sie den örtlichen Bedarf übersteigen,

-
die Planung, Anregung, Förderung und Durchführung von Modellvorhaben zur Weiterent​wicklung der Jugendhilfe,

-
die Beratung der örtlichen Träger bei der Gewährung von Hilfe nach den §§ 32 bis 35 a SGB VIII, insbesondere bei der Auswahl einer Einrichtung oder der Vermittlung einer Pflegeperson in schwierigen Einzelfällen,

-
die Wahrnehmung der Aufgaben zum Schutz von Kindern und Jugendlichen in Einrich​tungen (§§ 45 - 48 a SGB VIII),

-
die Beratung der Träger von Einrichtungen während der Planung und Betriebsführung,

-
die Fortbildung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der Jugendhilfe.

Auch angesichts der sich schwieriger gestaltenden finanziellen Situation des Landes, der Landkreise und kreisfreien Städte in Mecklenburg-Vorpommern sieht die Landesregie​rung die Notwendigkeit, große Anstrengungen zu unternehmen, um den individuellen Bedarfslagen von Kindern und Jugendlichen noch besser gerecht zu werden. 

Bereiche, wie die Förderung von präventiven Beratungsmöglichkeiten für Kinder und ihre Familien, sowie die fachliche Weiterentwicklung des Pflegekinderwesens gemäß § 33 SGB VIII sind zu optimieren. Hierzu stehen entsprechende Untersuchungen des Sozialministeriums vor dem Abschluss (Studie „Bestandserfassung von Beratungsangeboten nach SGB VIII“ und ergänzend eine Synopse des Unterausschusses Hilfe zur Erziehung des Landesjugendhilfeaus​schusses).

Ein wesentliches Element der Umsetzung dieses Auftrages bildet das Programm zur Förderung sozialraumorientierter Angebote der Kinder- und Jugendhilfe des Landes Mecklenburg-Vorpommern. Das Programm beinhaltet Förderrichtlinien, die der Weiterentwicklung der Angebote der Hilfen zur Erziehung dienen.

Im Rückblick auf den Zeitraum von 1998 bis 2001 lässt sich die an der Praxis der Jugendhilfe orientierte Landesförderung verdeutlichen. Während vor 1998 der strukturelle Wandel der Jugendhilfeangebote einen Hauptförderschwerpunkt bildete, erhielt innerhalb der 3. Legislaturperiode die inhaltliche und fachliche Weiterentwicklung der Jugendhilfe einen besonderen Stellenwert. Das Gesamtfördervolumen betrug in diesem Zeitraum im o. g. Richtlinienbereich gut vier Millionen Deutsche Mark (ca. 2,05 Millionen Euro).

Die Förderung des Landes orientierte sich auf die

-
Stärkung der Selbsthilfepotentiale, 

-
Prävention, 

-
Fortbildung und Praxisberatung sowie 

-
modellhafte Weiterentwicklung der Jugendhilfe.

Die Landesregierung hält es für geboten, dieser Schwerpunktsetzung auch in den nächsten Jahren zu folgen. Sie sieht die Notwendigkeit einer noch stärkeren Prioritäten​setzung zugunsten präventiver Maßnahmen zur Förderung der Erziehung in der Familie, so z. B. im Bereich der Elternbildung, bei niederschwelligen Angeboten erzieherischer Hilfen und hinsichtlich der Beratungsangebote für Familien.

Nachstehende Ansätze werden auch weiterhin verfolgt:

-
die Förderung der fachlichen Weiterentwicklung durch Fortbildung und Praxisbera​tung

Mittels der Förderung der fachlichen Weiterentwicklung durch Fortbildung und Praxisberatung wird angestrebt, die sozialräumliche Integration von zu betreuenden Kindern, Jugendlichen und deren Familien zu verbessern und Hilfe zur Erziehung flexibel und sozialräumlich zu organisieren. Hierbei steht insbesondere die Entwicklung bedarfsgerechter Einzelfallhilfen und geeigneter Kooperationen im Mittelpunkt, die nur durch entsprechend weitergebildete Fachkräfte professionell gestaltet werden kann. Ziel ist es, stationäre Unterbringung möglichst zu vermeiden bzw. hinsichtlich ihrer Dauer einzuschränken.

-
die Förderung von Maßnahmen zur Stärkung einer familiennahen und selbsthilfe​orientierten Jugendhilfe
Die Darstellung des Berichtes zur Familiensituation deckt sich mit den Erfahrungen aus dem Bereich Hilfe zur Erziehung und insbesondere mit den Erkenntnissen des Sozialministeriums zur Infrastruktur der Beratungsangebote. So sind es in 45 % der Fälle Mütter, die um Rat und Hilfe bemüht sind. Demgegenüber sind es nur 15 % Väter, die sich beraten lassen. Diese Tatsache hat Auswirkungen auf die Arbeit der Jugendämter und sozialen Dienste, die durch die Landespolitik weiter unterstützt werden müssen. Insbesondere muss Beratung dem Erziehungs- und Konfliktverhalten von Männern durch entsprechende Angebote und Methoden besser gerecht werden.

Mit der Förderung von Maßnahmen zur Stärkung einer familiennahen und selbsthilfeorien​tierten Jugendhilfe können die vielfältigen Möglichkeiten des erzieherischen Selbsthilfepoten​tials aktiviert werden.

-
die Förderung von Projekten zur modellhaften Weiterentwicklung der Jugendhilfe in Mecklenburg-Vorpommern

Der Bericht befasst sich mit der Altersgruppe der 10- bis 14-Jährigen.

Von jährlich ca. 2500 jungen Menschen in Einrichtungen der Hilfe zur Erziehung sind ca. 900 (36 %) im Alter von 10 bis 14 Jahren. Das ist ca. 1/3 aller Heimkinder. Sie stellen somit eine Gruppe dar, die im Bereich Hilfe zur Erziehung bereits seit Jahren die größte Aufmerksamkeit erhält. 

Die oberste Landesjugendbehörde hat deshalb durch ihre „Richtlinien zur Förderung familienähnlicher Angebote für junge Menschen in Einrichtungen über Tag und Nacht und sonstigen betreuten Wohnformen“ dafür Sorge getragen, dass sich die Heimerziehung der Situation in Familien angleicht und damit für die betroffenen Kinder günstigere Vorausset​zungen für ihre Entwicklung unter den gegebenen Bedingungen geschaffen.

Die Förderung ist darauf ausgerichtet, die Qualität der Leistungsangebote und damit ihre Wirksamkeit zu erhöhen. Insbesondere soll die Zusammenarbeit mit anderen Leistungsberei​chen der Jugendhilfe sowie die Verknüpfung verschiedener Angebote der Jugendhilfe erreicht werden.

Darüber hinaus wird die Zusammenarbeit der Jugendhilfe mit anderen Stellen und öffentlichen Einrichtungen gefördert und die Kooperation zwischen den Trägern der Jugendhilfe verbessert. 

2.3
Bedarfsgerechte Angebote der Kindertagesbetreuung

Ein wichtiger Leistungsbereich für einen Teil der Alterskohorte, nämlich der Kinder bis zum Ende der Orientierungsstufe, ist zudem die Kindertagesbetreuung.

Nach dem Gesetz zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und Tagespflege - Erstes Ausführungsgesetz zum Kinder- und Jugendhilfegesetz (KitaG) - sind Kindertageseinrichtun​gen sozialpädagogische Einrichtungen, in denen Kinder regelmäßig für einen Teil des Tages oder ganztags gefördert werden. Die Förderung umfasst Bildung, Erziehung und Betreuung der Kinder. 

Die Kindertagesförderung für Kinder zwischen dem 10. und 12. Lebensjahr ist nur in Einzelfällen notwendig. So wird gegenwärtig dieses Angebot fast ausschließlich nur von Kindern an Förderschulen genutzt.

Grundsätzlich stehen im Land Mecklenburg-Vorpommern entsprechend dem Bedarf von Kindern und ihren Familien ausreichende Angebote für Grundschüler und in begründeten Ausnahmefällen auch für Kinder der Orientierungsstufe (5. und 6. Klasse) zur Verfügung. 

Der Elternbeitrag für diese Angebote ist gemäß § 18 KitaG auf maximal 30 % der durch​schnittlichen Betriebskosten (Regelkosten) begrenzt. Zur Gewährleistung der sozialen Verträglichkeit müssen die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe auf Antrag der Personensorgeberechtigten diesen Maximalbetrag ganz oder teilweise übernehmen. Entscheidend für die Übernahme der Elternbeiträge sind die Anzahl der unterhaltsberechtigten Kinder und die Höhe des Einkommens in der Familie.

Durch die Bereitstellung entsprechender Haushaltsmittel für die anteilige Kostentragung und die Förderung von Investitionen sicherte das Land den Bestand der Angebote der Kinder​tagesförderung. 

3.
Anregung der fachlichen Weiterentwicklung der Jugendhilfe durch die Landesregierung

3.1
Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit, erzieherischer Kinder- und Jugendschutz

Ausgehend von den durch das SGB VIII normierten Zuständigkeiten für die Erfüllung der Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe hat die Landesregierung seit Beginn der Legislatur​periode das Anliegen einer partnerschaftlichen Zusammenarbeit mit den kommunalen und freien Trägern verfolgt. Zudem wurde durch die Berufung von Mitgliedern der im Landtag vertretenen Fraktionen in den Landesjugendhilfeausschuss eine Beteiligung des Gesetzgebers bei der Gestaltung der Jugendhilfe erreicht.

Die Landesregierung konzentriert sich hinsichtlich ihrer gesetzlichen Anregungskompe​tenz auf die Entwicklung geeigneter Steuerungsinstrumente (insbesondere in der Form von Richtlinien oder Verträgen), die Förderung von Modellprojekten, die Erarbeitung von Empfehlungen sowie die Bereitstellung geeigneter Fortbildungsangebote und Fachveranstaltungen.

Für den Bereich der Jugendarbeit verweist die Landesregierung auf die Richtlinien des Landesjugendplanes. Diese wurden innerhalb der Legislaturperiode umfassend novelliert. Dabei standen vor allem eine Überprüfung der Förderinhalte und damit verbunden eine Aktualisierung sowie die Verwaltungsvereinfachung im Mittelpunkt vorbereitender Landesjugendplankonferenzen, die die Beteiligung der freien und öffentlichen Träger sicherten.

Der ab 2001 gültige Landesjugendplan präsentiert sich gestraffter und adressatenfreundlicher.

Ohne substanziellen Verzicht auf Fördermöglichkeiten umfasst er nur noch sechs Richtlinien, die zugleich die Ziele der Förderung verdeutlichen. Entscheidende Veränderungen sind hinsichtlich der Förderung der Jugendverbände, die nunmehr über eine größere Planungs​sicherheit verfügen, erfolgt.

Eine Schwerpunktsetzung erfolgte bezüglich der Förderung von Beteiligungsprojekten.

Ziel der Landesregierung ist eine noch stärkere Ausrichtung der Jugendarbeit in Richtung

-
Partizipation und Chancengleichheit,

-
Integration benachteiligter Jugendlicher,

-
Abbau von Vorurteilen und Beteiligung an Demokratieentscheidungen,

-
Qualitätsentwicklung und kooperativer Erweiterung von Kriterien und deren Umsetzungssicherung,

-
weitergehender Internationalisierung als einem geeigneten Instrument zur Begren​zung rechtsextremistischer Entwicklungen,

-
Ausweitung des Adressatenkreises,

-
Priorität für Qualitätsförderung.

3.2
Erzieherische Hilfen

Auch für die Weiterentwicklung der erzieherischen Hilfen gilt, dass diese nur auf der Grundlage eines partnerschaftlichem Diskurses der freien und öffentlichen Jugendhilfe gelingen kann.

Die Landesregierung sieht die Verbesserung der Lebensverhältnisse und die Schaffung von Perspektiven für Kinder und Jugendliche als wichtigen Maßstab für ihre Politik.

Zu ihren unverzichtbaren Leitlinien für die Kinder- und Jugendpolitik zählen deshalb 

-
die Stärkung der Rechte des Kindes und

-
die Prävention sowie der Schutz von Kindern/Jugendlichen vor Gewalt.

Dies gilt im besonderen Maße bei problemhaften Konstellationen in der Familie, die einen Rechtsanspruch auf Leistungen der Hilfe zur Erziehung gegenüber dem örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe begründen.

Mit dem Ziel der Schaffung einer annähernd gleichen Leistungsentwicklung von Angeboten in der Jugendhilfe in Mecklenburg-Vorpommern hat das Land die Arbeit von Arbeitsgruppen angeregt, deren Ergebnisse Empfehlungspapiere waren, die durch den Unterausschuss „Hilfe zur Erziehung“ und den Landesjugendhilfeausschuss Mecklenburg-Vorpommern verabschiedet worden sind.

Als Ergebnisse können  

-
die Eckpunkte der Drogenhilfe in Mecklenburg-Vorpommern für jugendliche Drogenkon​sumenten,

-
die Kriterien für den erfolgreichen Verlauf von Hilfe zur Erziehung,

-
die Empfehlungen zu Bereitschaftspflegestellen in Mecklenburg-Vorpommern,

-
die Thesen zur Weiterentwicklung der Jugendhilfe in Mecklenburg-Vorpommern sowie

-
die Empfehlungen zur Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII

genannt werden.

Weiterhin wurden über das Landesjugendamt in den vergangenen vier Jahren Erhebungen zu Leistungsangeboten im Rahmen der Hilfe zur Erziehung durchgeführt. 

Im Einzelnen handelte es sich hierbei um die Erhebungen zur 

-
Unterbringung junger Menschen im Rahmen des § 34 SGB VIII außerhalb von Mecklen​burg-Vorpommern (einschließlich fachlicher Empfehlungen),

-
Gefährdung von Kindern und Jugendlichen durch Drogenmissbrauch,

-
Angebotsstruktur von Bereitschaftsstellen in Mecklenburg-Vorpommern,

-
Angebotsstruktur von Kinder- und Jugendhilfestationen sowie

-
Angebotsstruktur, Inanspruchnahme und Ausgestaltung sozialpädagogischer Familienhilfe in Mecklenburg-Vorpommern. 

Am 14. März 2001 fand in Kooperation mit der Fachhochschule Neubrandenburg ein Fachtag mit dem Titel „10 Jahre Praxisfeld Hilfe zur Erziehung - Anspruch und Perspektive“ statt. 

Auf der Grundlage der Einschätzung vorausgegangener Entwicklungen wurden fachliche Überlegungen und Ideen für die Perspektiven der erzieherischen Hilfen thematisiert.

3.3
Angebote der Kindertagesstätten

Das Angebot an Plätzen im Bereich der Kindertagesbetreuung bedarf gegenwärtig keines weiteren Ausbaus. 

Die inhaltliche Weiterentwicklung der sozialpädagogischen Arbeit in den Kindertageseinrich​tungen ist jedoch unerlässlich.

Für die Umsetzung der gesetzlich fixierten Aufgaben sind grundsätzlich die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe gemeinsam mit den Trägern der Kindertageseinrichtungen verantwortlich. 

Das Land hat darüber hinaus insbesondere in den vergangenen Jahren die inhaltliche Tätigkeit der Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe im Bereich der Kindertagesförderung durch das Initiieren geeigneter Landesmodellprojekte, das Organisieren entsprechender Fachtagungen sowie Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen maßgeblich unterstützt. 

Für die Weiterentwicklung der konzeptionellen Arbeit der Kindertageseinrichtungen wurde eine Landesarbeitsgruppe „Ziele und Aufgaben der Kindertagesförderung Mecklenburg-Vorpommern“ ins Leben gerufen. 

Die Landesarbeitsgemeinschaft, die sich mit Fragen der Integration beschäftigt, hat als Hilfe für die Praxis ihre Grundlagen für die Arbeit in integrativen Kindertageseinrichtungen um die Ausführungen zur Einzelintegration erweitern können. 

Sowohl die einzelnen Verbände als auch die Jugendämter, das Landesjugendamt und das Fortbildungsinstitut „Schabernack - Zentrum für Praxis und Theorie der Jugendhilfe e. V.“ bieten entsprechende Fort- und Weiterbildungen an, die durch das Land inhaltlich bzw. materiell unterstützt werden.

4.
Ausgleich regionaler Unterschiede

Die im 3. Kinder- und Jugendbericht mitgeteilten regionalen Unterschiede bei den Lebenslagen der 10- bis 14-Jährigen bestärken die Landesregierung bei ihren Anstrengungen, durch gezielte Förderentscheidungen regionale Benachteiligungen abzubauen.

Berücksichtigt werden dabei die in den kommunalen Jugendhilfeplanungen festgestellten Bedarfe und Schwerpunktsetzungen. 

Dies gilt sowohl im Rahmen der Maßnahmeförderung als auch für die Förderung jugendhilfe- oder freizeitrelevanter Investitionen. Um eine hohe Effizienz im Einsatz öffentlicher Mittel zu erreichen, wird es aus Sicht der Landesregierung immer dringender, Bedarfe frühzeitig zu erkennen und in enger Zusammenarbeit mit den Trägern der öffentlichen Jugendhilfe Förderentscheidungen vorzubereiten.

5.
Weitere Leistungen der Landesregierung für die Altersgruppe 

Waldpädagogik der Landesforstverwaltung und Jugendwaldheime

Die waldpädagogische Arbeit der Landesforstverwaltung konnte weiter ausgebaut werden. Ungezählt viele „kleine“ Waldbesucher konnten den Forstleuten im „Grünen Lern- und Erlebnisort Wald“ lauschen, spielen und sich austoben, mit der Natur basteln - im Wald begreifen lernen. Kinder- und Jugendliche sind bei den Waldtagen, Waldwanderungen, Projekttagen und Messebeteiligungen der Landesforstverwaltung die wichtigste Zielgruppe. Sie werden in enger Zusammenarbeit mit den Schulen auch an der Ausgestaltung von Waldbegegnungsstätten, Lehrpfaden usw. beteiligt. Insbesondere aus der Pflanzung von Bäumen sind Waldpatenschaften entstanden. 

Am intensivsten ist hier die Arbeit der Jugendwaldheime. Die drei landeseigenen Jugendwald​heime in Dümmer (Forstamt Radelübbe), Loppin (Forstamt Nossentiner Heide) und Steinmühle (Nationalparkamt Müritz) erfreuen sich großer Beliebtheit und sind stets weit im Voraus ausgebucht. Mehr als 16.500 Kinder und Jugendliche wurden in den letzten fünf Jahren in den Jugendwaldheimen mit dem Wald vertraut gemacht. 

Die Nachfrage ist enorm hoch, so dass entsprechend dem Forstkonzept 2000 die Einrichtung eines weiteren Jugendwaldheimes - möglichst in Vorpommern - geprüft wird. 

Nur schrittweise sind die Probleme hinsichtlich der Modernisierung der Jugendwaldheime zu lösen. Ein erster Erfolg ist der Neubau des Jugendwaldheimes Dümmer. Nach kurzer Bauzeit konnte 2001 das Heim mit wunderschönen neuen Unterkünften wieder eröffnet werden. 

Die beiden anderen Heime bedürfen jedoch ebenfalls dringend einer Sanierung, um bessere Rahmenbedingungen für die wertvolle Arbeit mit den Kindern und Jugendlichen zu schaffen. Der hohen Motivation der Mitarbeiter ist es zu verdanken, dass in der Zeit des Wartens auf Sanierungsarbeiten das Angebot aufrecht erhalten bleibt.
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Dümmer



1997
1.720
2.093

1998
1.462
2.009

1999
1.620
1.915

2000
528
0

2001
1.342
2.932

Loppin



1997
1.070
5.000

1998
1.238
5.153

1999
1.272
5.315

2000
1.223
5.115

2001
1.303
4.897

JWH/1997-2001
Betreute Kinder
Übernachtungen





Steinmühle



1997
692
1.931

1998
796
3.079

1999

673

2.478

2000
815
2.545

2001
784
2.703

Landesinitiative Jugend- und Schulsozialarbeit

Die Landesregierung hat die Schaffung von 1.000 Stellen im Bereich der Jugend- und besonders der Schulsozialarbeit hohe Priorität eingeräumt.

Unter Federführung des Ministeriums für Arbeit und Bau erarbeitete eine interministerielle Arbeitsgruppe bis zum Sommer 1999 die „Landesinitiative Jugend- und Schulsozialarbeit“. Damit waren die fachlichen und organisatorischen Voraussetzungen im Rahmen eines Stufenprogramms bis 2002 geschaffen. Ziel dieser Landesinitiative und der damit verbundenen längerfristigen Personalkostenfinanzierung ist vor allem die Schaffung kontinuierlicher, fachlicher Betreuung von Kindern und Jugendlichen, um damit eine Stabilität in der Jugend- und Schulsozialarbeit zu erreichen.

Die Zuwendungen des Landes an die Landkreise und kreisfreien Städte erfolgten zunächst für das Jahr 1999 als Vollfinanzierung und ab dem Jahr 2000 als Anteilfinanzierung. Personal​kosten müssen seitdem z. B. durch die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe (Jugendämter), die kreisangehörigen Gemeinden, die Jugendhilfe- bzw.- Schulträger oder andere Zuwendungsgeber zu 50 % mitfinanziert werden.

Bislang ist es gelungen, insgesamt 608 unbefristete Arbeitsverhältnisse in der Jugend- und Schulsozialarbeit über die Jugendämter der Landkreise und kreisfreien Städte zu fördern:

Arbeitsverhältnisse

Gesamt
davon

Jugendsozialarbeiter
davon

Schulsozialarbeiter

608
414
194

Die Schulsozialarbeiter werden hauptsächlich an den verbundenen Haupt- und Realschulen (83 Personen) sowie an Berufs- und Förderschulen (53 Personen) beschäftigt.

Bisher beträgt die Landesförderung:

Jahr
Höhe der Landesmittel in DM




1999

ca.
4,4 Mio.

2000

ca.
9,0 Mio.

2001

ca.
13,5 Mio.

2002

ca.
18,0 Mio. (ca. 9,2 Mio Euro)

Im Jahr 2002 erhalten alle Landkreise und kreisfreien Städte im Rahmen der Landesinitiative Jugend- und Schulsozialarbeit 21,50 Euro pro 10- bis 26-jährigen Einwohner. Damit werden in diesem Jahr von der Landesregierung 9.180,6 Mio. Euro zur Verfügung gestellt.

Der Anteil der im Bereich Jugend- und Schulsozialarbeit tätigen Fachkräfte konnte durch die Landesinitiative gesteigert werden. Derzeit verfügen ungefähr 72 % der über das Programm geförderten Personen über eine entsprechende Fachausbildung.

Die Umsetzung des zweijährigen Modellprojekts in der Landesinitiative „Schulsozialarbeit an beruflichen Schulen mit sonderpädagogischen Aufgabenstellungen“ an den drei Standorten in Schwerin, Rostock und Neubrandenburg in Trägerschaft des Internationalen Bundes (IB) läuft gut an. An diesen Schulen wird der Bedarf an Schulsozialarbeit besonders hoch eingeschätzt. Das Ziel des Modells besteht darin, durch speziell ausgebildete Fachkräfte die sozialpädagogi​sche Begleitung für benachteiligte Schüler zu optimieren, die Beratungsarbeit für Lehrer und Eltern zu konkretisieren und das Veränderungspotential zu analysieren. Die 12 Fachkräfte an den Schulen werden während der Modelllaufzeit von jeweils 2 Jahren mit 90 % Lohnkostenzu​schüssen aus der Landesinitiative Jugend- und Schulsozialarbeit gefördert; es besteht die Option, weitere drei Fachkräfte in dieses Modell zu integrieren. Das Land hat zudem Interesse daran, die Schulsozialarbeit an diesen speziellen beruflichen Schulen zu verstetigen.

Bislang haben im Fortbildungsinstitut „Schabernack - Zentrum für Praxis und Theorie der Jugendhilfe e. V.“ Güstrow bzw. im Institut für Berufliche Weiterbildung Neustrelitz ca. 150 Jugend- und Schulsozialarbeiter eine praxisbegleitende Fortbildung in 25-tägigen Kursen erhalten. Weitere vier Kurse mit ca. 100 Teilnehmern sind für das Jahr 2002 geplant und werden aus den Mitteln der Landesinitiative Jugend- und Schulsozialarbeit finanziert. Dabei handelt es sich um zwei Aufbaukurse für Jugend- bzw. Schulsozialarbeiter und um einen Spezialkurs für Schulsozialarbeit an beruflichen Schulen mit sonderpädagogischen Aufgaben.

Die Landesinitiative wurde durch eine Forschungsgruppe der Universität Greifswald begleitet. Die Ergebnisse wurden auf einer Fachtagung in Güstrow am 02.11.2001 präsentiert und mit Fachleuten bundesweit diskutiert. 
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1.
Modellprojekte

1.1
Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit, erzieherischer Kinder- und Jugendschutz

1. Träger: Arbeitsgemeinschaft ev. Jugend Schwerin

Projektname: Tage ethischer Orientierung (TEO)

Die Tage ethischer Orientierung stellen ein Lernvorhaben im Rahmen einer Klassenfahrt dar, das ethische und soziale Aspekte umfasst. Das sinnlose Sterben junger Menschen auf den Straßen in Mecklenburg‑Vorpommern forderte die Projektinitiatoren dazu heraus, das Problem nicht allein in seinen äußeren Symptomen wahrzunehmen, sondern vor allem in seinen hintergründigen Ursachen zu verstehen. TEO stellt die Lebenswirklichkeit junger Menschen in den Mittelpunkt und will ihnen die Aneignung ethischer und sozialer Kompetenz ermöglichen. Die Jugendlichen sollen ein Bewusstsein für Risiko‑ und Gefahrensituationen entwickeln und zu mehr Konfliktfähigkeit ermutigt werden. Dabei wirken zwei unterschiedliche Träger gesellschaftlicher Bildungsverantwortung ‑ die Schule und die Jugendarbeit der evangelischen Kirche ‑ in schulergänzender Bildungsarbeit zusammen.

2. Träger: Ausbildungsgemeinschaft Industrie, Handel und Handwerk Neubrandenburg e.V. 

Projektname: Tandem ‑ Müritz

Das Projekt richtet sich an passive, beratungsunwillige Jugendliche, die nicht beschäftigt und in keiner Ausbildung sind, um mit Hilfe zusätzlicher sozialer Betreuung besonders benachteiligten Jugendlichen den Einstieg in das Ausbildungs‑ und Beschäftigungssystem zu erleichtern, da der Anteil dieser Jugendlichen in ländlichen Regionen ungleich höher ist als in urbanen Zentren. Das Projekt arbeitet mit der Methode der Einzelhilfe. Es werden Maßnahmen zur Motivierung passiver Jugendlicher unter Berücksichtigung ihrer eingeschränkten Mobilität durchgeführt. Diese Maßnahmen finden im Vorfeld der Berufsvorbereitung beruflicher Bildung und Beschäftigung statt.

3. Träger: Netzwerk für Demokratie und Courage e.V. Rostock

Projektname: Für Demokratie ‑ Courage zeigen

Junge Menschen sollen befähigt werden, gesellschaftliches Engagement zu entwickeln, um - mit sozialen Kompetenzen ausgestattet - auf einem nicht mehr national abgeschotteten Arbeitsmarkt zu bestehen. In Projekttagen werden folgende Ziele verfolgt: 

A) Vermittlung sozialer Schlüsselkompetenzen

B) Vermittlung kommunikativer Kompetenzen

C) Vermittlung demokratischer Werte

D) Zurückdrängen rechter Dominanz und Gewalt

E) Inhaltliche Auseinandersetzung mit geschlechtsspezifischen Rollenzuweisungen 

F) Vernetzung mit anderen Initiativen und Projekten vor Ort 

1.2
Hilfe zur Erziehung

Beispielhaft seien hier drei Modellprojekte benannt, die konzeptionell in besonderer Weise Problemlagen und Hilfebedarfe 10 bis 14-jähriger Klienten berücksichtigt haben.

Landkreis Müritz:

Modell zur Qualifizierung der Planungs- und Entscheidungsprozesse im Bereich der Hilfe zur Erziehung

Ziel der modellhaften Untersuchung ist es, die Qualität des Angebotes und der Verfahren im Bereich der Hilfen zur Erziehung im Landkreis Müritz kritisch zu untersuchen und Vorschläge für die Optimierung der Verfahren der individuellen Hilfeplanung, der Vernetzung von Jugendhilfeplanung und individueller Hilfeplanung sowie für die Weiterentwicklung der Jugendhilfeangebote vorzulegen.

Im Ergebnis sollen die Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter geeignete Methoden und Verfahren als Instrumente für die Qualifizierung der individuellen Hilfeplanung und Jugendhilfeplanung im Landkreis praxisorientiert erhalten.

Landeshauptstadt Schwerin:

Modell „Zur Flexibilisierung des Schulalltages unter Berücksichtigung der individuellen Besonderheiten junger Menschen“

Handlungsleitendes Arbeitsprinzip des Modellprojektes ist ein ganzheitlicher Ansatz in der Arbeit mit integrationsgefährdeten jungen Menschen, um Veränderungsprozesse in den Rahmenbedingungen der Sozialisation dieser jungen Menschen zu initiieren, zu begleiten, zu fördern und zu reflektieren. Diesem Ansatz dient die Schaffung eines einheitlichen Handlungs​rahmens der Projektbeteiligten, des öffentlichen Trägers und des freien Trägers der Jugendhilfe, der Kooperationsschulen und der Herkunftsschulen. 

Landkreis Bad Doberan/Hansestadt Rostock:

Modell „Kooperierender Jugendhilfeverbund der Hansestadt Rostock und des Landkreises Bad Doberan“

Das Modell eines kooperierenden Jugendhilfeverbundes unter Federführung der Jugendämter der Hansestadt Rostock und des Landkreises Bad Doberan soll bei Wahrung der wirtschaft​lichen und fachlichen Autonomie freier Träger deren Ressourcen und Netzwerke gegenseitig zugänglich machen. Zielstellungen sollen u. a. mit Hilfe des Verbundes für die Jugendhilfe​region Rostock und Bad Doberan auf ihre Umsetzbarkeit überprüft werden

-
Schließung von Angebotslücken für aktuelle Hilfebedarfe und Verringerung derzeitiger Außenbelegung, 

-
Erkennen struktureller Defizite und deren Abbau, Verringerung strukturbestimmter Hilfeabbrüche,

-
Institutionalisierung lösungsorientierter Kooperation zwischen Jugendhilfe und Schule, Arbeitsamt, Justiz, Krankenkassen u. a.

Freiwerdende Ressourcen sollen in den Bereich der Qualitätsentwicklung investiert werden. Entstehende Synergieeffekte sollen für kontinuierliche Kooperationsbeziehungen zwischen den am Hilfeprozess Beteiligten genutzt werden.  

1.3
Kindertagesförderung

Beteiligung des Landes an Bundesmodellprojekten im Bereich der Kindertagesförde​rung im Zeitraum 1998 bis 2001

Institut für angewandte Familien-, Kindheits- und Jugendforschung e.V. 

-
„Konflikt als Chance - ein Forschungs- und Modellprojekt zur Förderung von sozialer   Kompetenz bei fünf- bis achtjährigen Kindern in Kindergarten und Schule“

Deutsches Jugendinstitut München 

-
„Entwicklung und Evaluation curricularer Elemente zur Qualifizierung von Tagespflegeper​sonen“

AWO Landesverband Thüringen 

-
„Bedingungsgefüge zwischen Organisationsstrukturen und Erarbeitung pädagogischer   Konzepte“

Landesmodellprojekte im Bereich der Kindertagesförderung im Zeitraum 1998 bis 2001

AWO Kreisverband Rostock e.V. 

-
„Zweisprachige Erziehung (deutsch-französisch)“

AWO Kreisverband Bad Doberan e. V. 

-
„Veränderte Kindheit - Was brauchen Kinder nach der Schule?“

Stadt Neubrandenburg

-
„Musiktheater in der Kita“

-
„Rhythmik - ein Angebot der Freizeitpädagogik im Zuge der Gewaltprävention bei Kindern im Alter von sechs - 10 Jahren“ 

-
„Naturerlebniswald“

Jugendhilfezentrum „K. Kollwitz“ e.V.

-
„Konzepte zur modellhaften, den Bedürfnissen von Kindern entsprechende Ausgestaltung von Lebensräumen“

Gemeinde Meiersberg 

-
„Flexible Betreuungsangebote - Kindertagesbetreuung, offene Arbeit mit Kindern“ 

DRK Kreisverband Rostock Stadt e.V.

-
„Begegnungs- und Fortbildungszentrum für Erzieherinnen und Erzieher“

-
„Erprobung von Elementen der Reggio-Pädagogik im Hort - Errichtung einer Sinnes- und Experimentierwerkstatt im Hort“

-
„Medienpädagogik“

Elterninitiative Wismar e.V. 

-
„Erprobung und Überprüfung von Elementen der Reggio-Pädagogik“

Stadt Bützow 

-
„Partizipation - Kinder erleben kommunale Prozesse“

Kreisdiakonisches Werk Stralsund e.V.

-
„Theater darf sein“

Amt Neuburg 

-
„Kreisübergreifende Kooperation von Kindertageseinrichtungen unterschiedlicher Strukturen und Träger im Rahmen einer Erprobung des lebensbezogenen Ansatzes“

Caritas Mecklenburg e.V. 

-
„Qualitätsmanagement in Kindertageseinrichtungen“

Lebenshilfe für Behinderte Neubrandenburg e.V. 

-
„Chancengleichheit sichert Bildung von Anfang an“ 

-
„Lebenshilfegruppe und Erziehungspartnerschaft“ 

Montessori - Arbeitskreis e.V. 

-
„Erprobung eines Montessori-Hort-Konzeptes“

2.
Fortbildung, Fachveranstaltungen und fachliche Empfehlungen zur Jugendhilfe

2.1
Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit, erzieherischer Kinder- und Jugendschutz

-
Jugendarbeit im ländlichen Raum

-
Gewalt und Rechtsextremismus in der Jugendarbeit

-
Geschlechtsspezifische Arbeit mit Mädchen und Jungen

-
Mobile Jugendarbeit in ländlichen Regionen   

-
Jugendarbeit und Schule
-
Ferienfreizeiten in Mecklenburg-Vorpommern
-
Vernetzungsstrukturen in der Jugendarbeit

-
Jugendinformationsdienste
-
Jugendschutz - Prävention und gesetzliche Rahmenbedingungen

-
Gesamtkonzept des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes

-
Zukunftswerkstatt Vernetzung der Mädchenarbeit Mecklenburg-Vorpommern

-
Entwicklung der Schulsozialarbeit am Beispiel der Schulstationen (mit dem Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur, Universität Rostock)   

-
Präventionsarbeit mit Schwerpunkt „Gewalt gegen Kinder und Jugendliche“

-
Arbeitstagungen zu den Ferienfreizeiten

-
Projektbank geschlechtsspezifische Jugendarbeit (fortschreibend)

-
Arbeitspapier für Mädchenarbeitskreise „Qualitätsentwicklung Mädchenarbeit“

-
Arbeitspapier für Jugendpflegertagung: Zuständigkeiten nach KJHG, Schwerpunkte der Beratung und Prüfung, Beschwerdewesen und Problemmanagement

-
Jugendsozialarbeit in Mecklenburg-Vorpommern - eine Standortbestimmung aus Sicht der öffentlichen Träger der Jugendhilfe

2.2
Hilfe zur Erziehung

-
Die Gestaltung ganzheitlicher lebensweltorientierter Angebote im Bereich der erzieheri​schen Hilfen vor dem Hintergrund lebensweltorientierter Betrachtungsweisen

-
Die Kooperation und Vernetzung bei der weiteren Entwicklung von Betreuungsarrange​ments auf der Grundlage des Anspruchsparagraphen 27 KJHG (SGB VIII) 

-
Die Qualitätssicherung, Leistungsentwicklung und Fortschreibung im Bereich der erzieherischen Hilfen vor dem Hintergrund der §§ 78 a ff. KJHG (SGB VIII) - Möglich-keiten und Ressourcen bei der Gestaltung von Qualitätsentwicklungsvereinbarungen

-
Die Vorschrift des § 35a KJHG (SGB VIII) in seiner Komplexität (einschließlich der Sucht- und Drogenproblematik) - Entwicklungen von Angeboten unter besonderer Berücksichti​gung im Einzelfall

-
Das professionelle Handeln im sozialpädagogischen Praxisfeld zwischen Anspruch und Wirklichkeit

-
Die Möglichkeiten der Kooperation und Kommunikation im Rahmen von Hilfen zur Erziehung und Schule

-
Fachtagung „10 Jahre Praxisfeld Hilfe zur Erziehung - Anspruch und Perspektive“ (in Kooperation mit der Fachhochschule Neubrandenburg)

-
Halbjährliche Fachtagungen für die leitenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Bereiches Hilfe zur Erziehung der Jugendämter des Landes Mecklenburg-Vorpommern

-
Halbjährliche Arbeitsgespräche mit Leiterinnen und Leitern von Heimen und sonstigen Wohnformen 

-
Zusammenkünfte des „Arbeitskreises zur Durchführung von Hilfen zur Erziehung in anderen Familien als den Herkunftsfamilien“  

-
Finanzierung von Bereitschaftspflegestellen (im Rahmen des Arbeitskreises „Zur Durchführung von Hilfen zur Erziehung in anderen Familien als den Herkunftsfamilien für Kinder und Jugendliche“)

-
Finanzierung der Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII (im Rahmen des Arbeitskreises „Hilfe zur Erziehung in anderen Familien als den Herkunftsfamilien“)

-
Positionen zu Leistungsbeschreibungen für den Bereich der stationären und ambulanten Hilfen zur Erziehung gemäß §§ 27 ff. KJHG (SGB VIII)  

-
Empfehlungen zu Bereitschaftspflegestellen in Mecklenburg-Vorpommern 

-
Auswertung einer Erhebung zur Gefährdung von Kindern und Jugendlichen durch Drogenmissbrauch 

-
Zusammenfassung und Auswertung einer Erhebung zur Angebotsstruktur und Inanspruchnahme von Bereitschaftspflegestellen in Mecklenburg-Vorpommern

-
Sachstandsdarstellung auf der Grundlage eines Erhebungsbogens zu Kinder- und Jugendhilfestationen in Mecklenburg-Vorpommern zum Stichtag 1. Dezember 1999

-
Erhebung und Auswertung zur Unterbringung von jungen Menschen im Rahmen des § 34 KJHG (SGB VIII) außerhalb von Mecklenburg-Vorpommern

-
Zusammengefasste Ergebnisse zur Angebotsstruktur und Ausgestaltung sozialpädago​gischer Familienhilfe nach § 31 KJHG (SGB VIII) in Mecklenburg-Vorpommern  

-
Jährliche Mitteilungen nach § 47 Abs. 1 KJHG (SGB VIII) der erlaubnispflichtigen Einrichtungen in Mecklenburg-Vorpommern  

2.3
Kindertagesförderung

-
Krippe - Alterspezifische Betreuungsangebote -  Eingewöhnung

-
Qualifizierungskurs für FachberaterInnen (Güstrow-Schabernack)

-
Qualifizierungskurs für Leiterinnen und Leiter aus dem Kindertagesstättenbereich (Güstrow-Schabernack)

-
Leitungskonzept und Leitungskompetenz

-
Qualitätsentwicklung und Qualitätsmanagement im Kindertagesstättenbereich

-
Bildungs- und Erziehungsauftrag von Kindertageseinrichtungen 

-
Fürsorge - Aufsicht - Haftung

-
Gewalt und Aggression 

-
Integration behinderter Kinder in Kindertageseinrichtungen

-
Zusammenarbeit Hort - Eltern - Schule

-
Schulvorbereitung

-
Verschiedene konzeptionelle Ansätze (Güstrow-Schabernack)

-
Frühförderung

-
Fachkonferenz „Gesundheitsförderung in Kindertageseinrichtungen“

-
Fachtagung „Integration behinderter Kinder in Kindertageseinrichtungen Mecklenburg-Vorpommern“

-
Fachtagung „Kinder fallen uns auf“ (Güstrow-Schabernack)

-
Fachtagung „Qualitätsdebatte in den Kindertageseinrichtungen“ (Güstrow-Schabernack)

-
Fachtagung zur Qualität der Kindertagesbetreuung von Kindern unter dem dritten Lebensjahr (geplant 2002)

-
Teilnahme am Modellprojekt „Konflikt als Chance“

-
Arbeitskreis „Tagespflege“

-
Arbeitsgruppe „Ziele und Aufgaben der Kindertagesförderung Mecklenburg-Vorpommern“ (Bildungsauftrag der Kindertageseinrichtungen)

-
Landesarbeitsgruppe „Integration“ Mecklenburg-Vorpommern

-
Landesarbeitskreise der Fachberater Mecklenburg-Vorpommern 

-
„Grundlagen für die Arbeit in integrativen Kindertageseinrichtungen im Land Mecklenburg-Vorpommern“ (Landesarbeitsgruppe „Integration“)

-
„Förderkonferenzen als eine Möglichkeit der interdisziplinären Zusammenarbeit“ (Landesarbeitsgruppe „Integration“)

-
„Grundlagen zur Einzelintegration von Kindern mit Behinderungen in Kindertageseinrich​tungen in Mecklenburg-Vorpommern“ (Landesarbeitsgruppe „Integration“)

-
Arbeitspapier „Vor- und Nachbereitungszeiten für Erzieherinnen und Erzieher in Kindertageseinrichtun​gen (Arbeitskreis „Fachberatung“ Regionalgruppe Neubrandenburg)

-
„Betreuung von Kindern in Tagespflege in Mecklenburg-Vorpommern“ 

-
Fachliche Empfehlungen für die Arbeit in der Krippe (in Vorbereitung - Fertigstel​lung 2002)

2.4
Jugendkriminalitätsprävention

-
Neue ambulante Maßnahmen nach dem Jugendgerichtsgesetz (Täter-Opfer-Ausgleich, Soziale Trainingskurse, Betreuungsweisungen, Sozialpädagogisch betreute Arbeitsleistun​gen)

-
Faltblatt „TOA im Jugendbereich - Chance statt Strafe“ für Jugendämter, Polizeidirektio​nen, Justiz, Bürger

2.5
Sonstige Bereiche

-
„Heranziehung zu den Kosten”

-
„Einführung in das Jugendhilferecht für Jugendhilfeausschüsse“

-
„Einführung in den Datenschutz der Jugendhilfe”

-
„Änderung des § 1612 b Abs. 5 BGB“

-
„Aktuelle Planungsprojekte” für Jugendhilfeplanerinnen und Jugendhilfeplaner

-
„Erhebung und Auswertung sozialraumbezogener Daten“

-
„Qualifizierung für Jugendhilfeplanerinnen und Jugendhilfeplaner“ mit Schabernack ‑ Zentrum für Praxis und Theorie der Jugendhilfe e.V., 5 Blockseminare, zwei Regional-gruppen“

-
Umsetzung der Vorschriften im Zusammenhang mit der Kindschaftsrechtsreform (Kindesunterhaltsgesetz, Beistandschaftsgesetz, Beurkundungsgesetz, Unterhaltsvorschuss​gesetz, Adoptionsvermittlungsgesetz, Umgangsrecht)

-
Einführung zum und Umsetzung des Haager Übereinkommens über den Schutz von Kindern und die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Internationalen Adoption

-
Opferentschädigungsgesetz

-
Methoden in der sozialen Arbeit (Mediation)

-
Fachtagung „Kritische Bestandsaufnahme zum Rahmenvertrag Kinder- und Jugendhilfe Mecklenburg-Vorpommern“

-
Körper- und bewegungsbezogene Ansätze in der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen
-
Beratung in Fragen der Partnerschaft, Trennung und Scheidung unter Berücksichtigung der Neuregelungen im Rahmen der Kindschaftsrechtsreform

-
Intensivierung der Zusammenarbeit von Jugendhilfe und Justiz im Verfahren nach dem Jugendgerichtsgesetz

-
Die Umsetzung des Unterhaltsvorschussgesetzes - Zusammenarbeit Jugendhilfe und Staatsanwaltschaft

-
Überarbeitete Fassung der „Gemeinsamen Empfehlungen für die Heranziehung zu den Kosten nach §§ 91 ff. SGB VIII“ der Arbeitsgemeinschaft der Jugendämter der Länder Niedersachsen, Bremen, Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern, der Landes​jugendämter Rheinland und Westfalen-Lippe

-
Aktualisierung der „Gemeinsamen Empfehlungen für die Heranziehung zu den Kosten nach §§ 91 ff. SGB VIII“

-
Handreichung von Musterformularen und Hinweisen für die Fachkräfte im Jugendamt in den Sachgebieten Unterhalt, Unterhaltsvorschuss und Beistandschaften

-
Materialien zur Umsetzung der neuen Regelungen im Rahmen der Kindschaftsrechtsreform mit Bezug zum Kindschaftsrechtsreformgesetz und zum Beistandschaftsgesetz im Jugend​amt - Teil I

-
Materialien zur Umsetzung der neuen Regelungen im Rahmen der Kindschaftsrechtsreform mit Bezug zum Kindesunterhaltsgesetz im Jugendamt - Teil II

-
Materialien zur Umsetzung der neuen Regelungen im Rahmen der Kindschaftsrechtsreform für Träger der freien Jugendhilfe - Teil III

-
Materialsammlung zur Umsetzung des § 1612 b Abs. 5 BGB im Zusammenhang mit der Einführung des Gesetzes zur Ächtung der Gewalt in der Familie

-
Handreichung für Urkundspersonen im Jugendamt zu speziellen Problemen in der Umsetzung der §§ 59 und 60 SGB VIII

-
Hinweise zur Umsetzung des Haager Adoptionsübereinkommens

-
Ergebnisse in Umsetzung der Richtlinien 5a bis 5d

-
Arbeitshilfen zur Umsetzung der Insolvenzordnung für die Jugendämter

-
Arbeitshilfen für Jugendämter zur Problematik von Stundung, Niederschlagung und Erlass im Rahmen des UVG

-
Arbeitshilfen/Orientierungshilfen bzgl. Zusammenarbeit von Allgemeinem Sozialen Dienst und Amtsvormund im Bereich Vormundschaft

-
Tätigkeitsberichte der Zentralen Adoptionsstelle

-
Regelmäßige Rundschreiben zur Umsetzung der Richtlinie zum UVG

3.
Investitionen/Verbesserung der Infrastruktur

3.1
Kindertagesförderung

Kita-Investitionen 1998 (Verpflichtungsermächtigung für das Jahr 1999)

Landkreis/
kreisfreie Stadt
Ort/Träger
Name der Kindertages​einrichtung
Höhe der Zuwendung in DM

Bad Doberan
ASB Ortsverband Warnow - Ost e. V.
Südwest
7.436,45

Ludwigslust
AWO Kreisverband Ludwigslust e.V.
„Mischka“Neustadt Glewe
150.000,00

Mecklenburg-Strelitz
Evangelisch - Luth. Kirchgemeinde
„König Jonas“, Bredenfelde
23.765,61

Nordvorpommern
Amt Darß/Fischland
Dierhagen
19.292,28

Ostvorpommern
Gemeinde Ducherow
Ducherow
70.421,00

Hansestadt Rostock
Soziale Dienste von Oertzen
Krusensternstraße
46.484,66

Rügen
Stadt Sassnitz
Lanken
44.675,00

Schwerin
Verein zur Förderung der Waldorfpädagogik
Medewege
31.000,00

Uecker-Randow
Diakonisches Werk der Pommerschen evang. Kirche
Neubau „Pestalozzi“
456.925,00

Hansestadt Wismar
Elterninitiative Wismar e.V.
„Neustadt 24“
150.000,00

Gesamtsumme:
1.000.000,00

Kita-Investitionsförderung 2001

Lfd. Nr.
Kreis/

kreisfreie Stadt
Träger der Einrichtung
Einrichtung
Priori-tät
Maßnahme
Förderung in DM









1
Nordvor-pommern
ASB RV Warnow-Ost/Ribnitz-Damgarten e.V.
Ahrenshagen
1
Sanierung Fenster und Türen
30.000,00

2

AWO KV NVP
Klausdorf
2
Dachsanierung
24.744,00

3
Hansestadt Stralsund
Montessori Arbeitskreis Stralsund e.V.
„Sonnenhof“
1
Sanierung Fenster
45.256,00

4
Demmin
Förderverein Dargun e.V.
„Sonnen-schein“, Dargun
1 im Förder-block II
Sanierung Sanitär
15.935,25

5

AWO Demmin e.V. - Stavenhagen
„Mischka“
2 im Förder-block II
Sanierung Fenster

und Sanitär
35.199,00

6
Güstrow
DRK KV Güstrow e.V.
„Zwergen-haus“
1
Schaffung eines 2. Rettungsweges
65.740,00

7
Müritz
Elterninitiative Röbel e.V.
„Knirpsen-land“
1
Neubau
150.945,00

8
Nordwest-mecklenburg
VS KV Mitte e.V.
Warin
1
Sanierung Sanitär, Fußböden
48.500,00

9
Parchim
DRK KV Parchim e.V.
Siggelkow
1a
Fassadensanierung
18.000,00

10
Ostvorpom-mern
Evang. Kirchgemeinde Benz 
Benz
1
Neubau


70.497,16 

11
Uecker-Randow
DRK Uecker-Randow e.V.
„Regenbogen“
1
Sanierung der Fenster 
22.978,65

12
Hansestadt Greifswald
Kirchengemeinde St. Marien
St. Marien
1
Neubau
160.000,00

13
Neubranden-burg
Internationaler Bund
„Lütt Matten“
1
Sanierung der Fassade, Fenster u. Türen
150.000,00

14
Hansestadt Rostock
AWO Sozialdienst Rostock GmbH
Brahestr.
1
Dachsanierung
33.704,94

15
Schwerin
Internationaler Bund
Keplerstr.
2
Sanierung Eingangsbereich
18.500,00

16
Hansestadt Wismar
ASB KV Wismar e.V.
„Zwergen-haus“
1
Dachsanierung
35.000,00






gesamt:
925.000,00

3.2
Stätten der Jugendarbeit/Jugendherbergen/Sportstätten

Freie Träger



Jugendherbergen



Jahre
Anzahl*
Förderung DM

Jahre
Anzahl*
Förderung DM









1998
13
1.736.500

1998
6
1.285.000

1999
14
710.472

1999
4
1.300.000

2000
7
202.500

2000
6
1.000.000

2001
-
-

2001
6
2.250.000

VE 2002
-
-

VE 2002
-
-

Gesamt
34
2.649.472

Gesamt
22
5.835.000

Schlüsselherbergen



Leistungssportobjekte



Jahre
Anzahl*
Förderung DM

Jahre
Anzahl*
Förderung DM









1998
-
-

1998
2
278.500

1999
-
-

1999
4
334.770

2000
1
500.000

2000
4
500.000

2001
1
1.500.000

2001
3
212.710

VE 2002
-
-

VE 2002
2
8.100

Gesamt
2
2.000.000

Gesamt
15
1.334.080









Sporthallen



Breitensportanlagen



Jahre
Anzahl*
Förderung DM

Jahre
Anzahl*
Förderung DM









1998
36
6.118.768

1998
29
2.738.126

1999
41
5.430.322

1999
29
2.273.800

2000
21
2.651.091

2000
35
3.750.089

2001
18
2.850.816

2001
36
3.649.184

VE 2002
9
728.151

VE 2002
19
1.240.802

Gesamt
125
17.779.148

Gesamt
148
13.652.001









Vereinssportanlagen







Jahre
Anzahl*
Förderung DM













1998
30
2.496.223





1999
53
5.195.494





2000
63
5.000.000





2001
63
4.900.000





VE 2002
51
891.860





Gesamt
260
18.483.577





*
Die Anzahl umfasst die bewilligten Zuwendungen des jeweiligen Jahres sowie die Verpflichtungsermächti​gungen aus den Vorjahren.

__________________________________________________________________________________________

Zugeleitet mit Schreiben des Chefs der Staatskanzlei vom 14. Mai 2002 gemäß § 15 des Gesetzes zur Ausführung des Achten Buches des Sozialgesetzbuches (AGKJHG-Org); federführend ist das Sozialministerium.
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